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Satzung  
des Anlegerschutzverein WindEnergie AWE e.V. 

 (Stand: 14. November 2021) 

 

Präambel 

Der Klimawandel und das Artensterben bedrohen unsere Lebensgrundlage auf der Erde und die Be-

wältigung dieser Krisen stellt die gesamte Menschheit vor die größten Herausforderungen in ihrer Ge-

schichte. 

Bereits im Pariser Klimaschutzabkommen von 2015 haben sich 195 Staaten verpflichtet, die globale 

Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad zu begrenzen und Anstrengungen zu unternehmen, sie unter 1,5 

Grad zu halten. Andernfalls drohen durch die Kipp-Punkte im Klimasystem (z.B. irreversibles Abtauen 

der Eisschilde und der Permafrostböden) schwere und unumkehrbare Folgen für Menschen und Öko-

systeme. 

Den Erneuerbaren Energien kommt in der Abkehr von der fossilen Energiewirtschaft bis zur Treibhaus-

gasneutralität (100% erneuerbar) eine Schlüsselrolle zu. 

Der Anlegerschutzverein WindEnergie AWE e.V. hat seine Wurzeln im Anlegerschutz und im Einsatz 

für eine demokratische dezentrale, bürgergetragene Energiewende, die eine Voraussetzung für das 

Gelingen des Transformationsprozesses zu 100% Erneuerbare Energien und der Bewältigung der Kli-

makrise sind. 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  

(1) Der Verein führt den Namen „Anlegerschutzverein WindEnergie AWE“. Er soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden; nach der Eintragung lautet der Name „Anlegerschutzverein WindEnergie AWE 

e.V.“  

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.  

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.  

 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit  

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Verbraucherberatung und des Verbraucherschutzes im 

Bereich der Erneuerbarer Energien, verbunden mit dem Einsatz für eine bürgergetragene Energie-

wende sowie der Förderung des Klimaschutzes. 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch  

− Information der Allgemeinheit über die Risiken von Kapitalanlagen am Grauen Kapitalmarkt zur 

Förderung des Anlegerschutzes durch Bereitstellung einer vereinseigenen Internetseite, Druck-

schriften, Presse- und Medienarbeit u.ä.;  

− Bereitstellung von entsprechenden Informationen für Verbraucherorganisationen, für Entschei-

dungsträger in Politik und Verwaltung, für sonstige Institutionen und Medien über Kapitalanla-

gen im Grauen Kapitalmarkt;  

− Information der Mitglieder über Möglichkeiten zur Sanierung einer problematischen Beteiligung 

durch eigene Seminarangebote, die Herausgabe von Ratgeberliteratur;  

− Förderung der betriebswirtschaftlichen Forschung zur Qualität von Kapitalanlagen im Grauen 

Kapitalmarkt durch Beschaffung geeigneten Quellenmaterials aus dem Kreis der Mitglieder und 

der Förderung seiner Auswertung durch Sachverständige und wissenschaftliche Institute, deren 

Ergebnisse auf der Internetseite des Vereins veröffentlicht werden.  

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  
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(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unver-

hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  

(7) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 

Vereins an den Bundesverband der Verbraucherzentralen in Berlin zwecks gemeinnütziger Ver-

wendung zur Förderung der Verbraucherberatung und des Verbraucherschutzes.  

 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft  

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche Personen werden, die das 18. Lebensjahr vollendet ha-

ben, sowie juristische Personen und Personengesellschaften.  

(2) Ordentliche Mitglieder können nur natürliche Personen werden. Juristische Personen und Perso-

nengesellschaften können Fördermitglieder werden. Fördermitglieder haben kein Stimmrecht.  

(3) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Ehrenmitglieder auf Lebenszeit er-

nennen.  

(4) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den 

Vorstand zu richten ist.  

(5) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Bei Ablehnung des 

Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe für die Ablehnung mitzuteilen.  

(6) Windparkgesellschaften und andere Gesellschaften aus dem Bereich der Erneuerbaren Energien 

können natürliche Personen aus dem Kreis Ihrer Gesellschafter benennen, die auf Antrag Mitglied 

werden. Der Mitgliedsbeitrag dieser Mitglieder wird durch den Beitrag ihrer Gesellschaft abgegolten.  

 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft  

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Streichung von der Mitgliederliste, Beendigung der 

Rechtspersönlichkeit oder Austritt aus dem Verein.  

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt kann nur zum 

Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Monaten einzu-

halten ist.  

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen 

oder von Umlagen im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der 

Absendung der zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und in dieser Mahnung die Strei-

chung angedroht wurde. Der Beschluss der Mitgliederversammlung über die Streichung muss dem 

Mitglied mitgeteilt werden.  

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen 

werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. Vor der Beschluss-

fassung muss dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme gegeben 

werden. Der Beschluss der Mitgliederversammlung ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied 

zuzusenden.  

 

 

§ 5 Mitgliedsbeiträge  

(1) Bei der Aufnahme in den Verein kann eine Aufnahmegebühr erhoben werden. Außerdem werden 

von den Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben können Um-

lagen bis zur doppelten Höhe des Jahresbeitrags erhoben werden.  

(2) Die Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der 

Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung festgesetzt.  

(3) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen befreit.  

(4) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise er-

lassen oder stunden.  
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§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen und Leistungen des Vereins zu nutzen und an den 

Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.  

(2) Die Mitglieder haben im Rahmen ihrer Betätigung im Verein die von der Mitgliederversammlung 

erlassenen Regeln zu beachten.  

 

 

§ 7 Organe des Vereins  

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.  

 

 

§ 8 Vorstand  

(1) Der Vorstand des Vereins i.S.v. § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, dem Stellvertretenden 

Vorsitzenden, dem Schatzmeister und dem Schriftführer.  

(2) Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten.  

(3) Mitgliedern des Vorstands kann eine Vergütung gezahlt werden. Über ihre Höhe entscheidet die 

Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversammlung kann einzelne Vorstandsmitglieder zum Ab-

schluss und zur Kündigung von entsprechenden Verträgen mit anderen Vorstandsmitgliedern er-

mächtigen.  

 

 

§ 9 Zuständigkeit des Vorstands  

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 

einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

a. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung;  

b. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung und des Verwaltungsrats;  

c. Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts;  

d. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.  

 

 

§ 10 Wahl und Amtsdauer des Vorstands  

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren, gerechnet von der 

Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied 

ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. 

Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds.  

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche Amtsdauer 

des Ausgeschiedenen einen Nachfolger berufen.  

 

 

§ 11 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom Stell-

vertretenden Vorsitzenden, einberufen werden; die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu 

werden. Die Einberufungsfrist beträgt 10 Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung fol-

genden Tag.  

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend sind. Bei der 

Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des Stellvertre-

tenden Vorsitzenden.  

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder dem zu-

stimmen.  
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§ 12 Mitgliederversammlung  

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes volljährige Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des Stimm-

rechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede 

Mitglieder-versammlung gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde 

Stimmen vertreten.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

a. Beschlussfassung über Projekte und Maßnahmen zur Verwirklichung der Vereinsziele,  

b. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Wirtschaftsplans für das nächste Geschäfts-

jahr, Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands,  

c. Festsetzung der Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge und Umlagen (§ 5),  

d. Wahl, Entlastung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands,  

e. Wahl von Kassenprüfern,  

f. Ernennung von Ehrenmitgliedern,  

g. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins.  

 

 

§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung  

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Sie wird vom Vorstand unter Ein-

haltung einer Frist von drei Wochen schriftlich oder per E-Mail unter Angabe der Tagesordnung 

einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Das Einladungs-schreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied 

dem Verein schriftlich oder per E-Mail bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung 

setzt der Vorstand fest.  

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens zehn Tage vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand 

schriftlich oder per E-Mail eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter 

hat zu Beginn der Mitgliederversammlung den Antrag auf Ergänzung bekannt zu geben. Anträge 

auf Änderung der Satzung sind mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zu versenden.  

(3) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen gestellt werden, 

beschließt die Mitgliederversammlung.  

 

 

§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlung  

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das Interesse des 

Vereins es erfordert oder wenn zwei Zehntel der Mitglieder dies beim Vorstand schriftlich unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe beantragt.  

 

 

§ 15 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom Stellvertreten-

den Vorsitzenden oder dem Schatzmeister geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt 

die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die 

Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen wer-

den. Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer.  

(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durch-

geführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.  

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde.  

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen; 

Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehr-

heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, zur Änderung des Vereinszwecks oder zur Auflö-

sung des Vereins ist eine Mehrheit von neun Zehnteln der abgegebenen Stimmen erforderlich.  
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(5) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Hat nie-

mand mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kan-

didaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, 

der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Ver-

sammlungsleiter zu ziehende Los.  

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Schriftführer 

zu unterzeichnen ist.  

 

 

§ 16 Kassenprüfung  

Die Mitgliederversammlung kann aus ihrer Mitte bis zu drei Kassenprüfer für eine Amtsdauer von drei 

Jahren wählen. Wiederwahl ist zulässig. Die Prüfung der Belege und der Rechnungslegung des Vereins 

findet mindestens einmal jährlich statt. Die Kassenprüfer haben der Mitgliederversammlung über das 

Ergebnis ihrer Prüfung zu berichten.  

 

 

§ 17 Auflösung des Vereins  

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von neun 

Zehnteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden (§ 15 Abs. 4).  

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der Stellver-

tretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.  

 

 

--- * --- * --- * --- * --- 


